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Die befristete Baulandwidmung in Vorarlberg

Stefan Lampert

Eine Befristung von Bauflächen, so wie sie derzeit in Vorarlberg angedacht ist, kann zu einer ra-
schen widmungskonformen Nutzung von Liegenschaften beitragen. Der vorliegende Beitrag geht 
zum Teil auf meine in Lochau und Dornbirn gehaltenen Impulsvorträge vom 7. 12. 2017 und 7. 5. 
2018 zurück.

1.	 Ausgangssituation
Eines der bekannten Vorarlberger Sprichwörter 
lautet: „Schaffa, schaffa, Häusle baua.“ Doch der 
Traum vom Eigenheim wird schnell einmal zu-
nichtegemacht, wenn die Grundstückspreise derart 
hoch sind, dass sie für den Otto Normalverbrau-
cher kaum mehr leistbar sind.

Die Politik ist gefragt, Bauland leichter verfüg-
bar zu machen. Ziel ist es, Flächen, welche für eine 
Bebauung vorgesehen sind, auch tatsächlich ihrer 
geplanten Nutzung zuzuführen.

In Vorarlberg sind laut aktueller Statistik rund 
33 % der gewidmeten Bauflächen unverbaut, aber 
nicht verfügbar (siehe Abbildung 1).

In Vorarlberg kommt es insbesondere häufig 
vor, dass Eltern oder Großeltern, die Eigentümer 
einer als Baufläche ausgewiesenen Fläche sind, den 
Grund für ihre Kinder in der Regel behalten, weil 
ein Neukauf eines solchen Baugrundes für ihre 
Kinder unerschwinglich wäre. Die Folge ist, dass 
die Grundstückspreise zwischen 15  % und 30  % 
pro Jahr steigen. Man kann sagen, dass Grundstü-
cke in Vorarlberg mittlerweile das neue, moderne 
„Sparbuch“ darstellen. Die Politik ist am Zug, um 
Bauland besser verfügbar zu machen.

2.	 Status quo
Die Initiative vau/hoch/drei, bestehend aus 30 
Bürgermeistern und gut einem Dutzend renom-
mierter Architekten und Raumplaner, will grundle-
gende Änderungen in der Raumplanung anstoßen, 
berichteten unter anderem die „Vorarlberger Nach-
richten“. Der Hortung von Bauland und der daraus 
folgenden Verteuerung von Grundstücken soll so 
ein Ende gesetzt werden.

Von der Vorarlberger Eigentümervereini-
gung kam eine klare Absage für diese Pläne. Be-
sonders die Rückwidmung von Baufläche (in Frei-
fläche) wird entschieden abgelehnt. „Das käme 
einer De-facto-Enteignung gleich“, so die Vorarl-
berger Eigentümervereinigung.

Das Thema der Infrastrukturabgabe (auch 
eine Form der Baulandmobilisierung) wurde in 
diesem Zusammenhang ebenfalls – wenn auch 
nur oberflächlich – diskutiert. Die Gemeinde hebt 
von den Grundstückseigentümern von unbebautem 
Bauland eine Infrastrukturabgabe ein. Das stellt 
eine Methode zur Bekämpfung der Baulandhor-
tung dar und ist in den Raumordnungen von Ober-
österreich, Salzburg und der Steiermark bereits 
vorgesehen. Politisch ist dieses Thema auf Ableh-
nung gestoßen.

Am 23. 4. 2018 hat die Vorarlberger Landes-
regierung zu einer Pressekonferenz mit dem Titel 
„Landesregierung stellt Weichen für Neuordnung 
der Raumplanung und des Grundverkehrs“ ge-
laden. Im Zuge dieser Pressekonferenz wurden 
Maßnahmen vorgestellt, die sich im Raumpla-
nungs- und Grundverkehrsrecht wiederfinden 
sollen, um unter anderem der Baulandhortung 
entgegenzuwirken, weil gegenwärtig Baugrund-
stücke als reine Wertanlage – ohne Bauabsicht – 
erworben werden. Am Folgetag, dem 24. 4. 2018, 
wurden zwei Gesetzesentwürfe zur Novellierung 
des Vorarlberger Raumplanungsgesetzes (Vlbg 
RPlG) und des Vorarlberger Grundverkehrsgeset-
zes (Vlbg GVG) in Begutachtung geschickt.1 Die 
beiden geplanten Novellen sehen unter anderem 
folgende Maßnahmen vor, um Bauland besser ver-
fügbar zu machen:

●● Befristete Widmung von Bauflächen auf sieben 
Jahre bei Neuwidmungen;

●● Höchstgrenze von 5 Hektar beim Erwerb von 
unbebauten Baugrundstücken;

●● Beschränkung der Errichtung von Einkaufs-
zentren und sonstiger Handelsbetriebe;

●● Verdichtungszonen zur gezielten Innenent-
wicklung von Siedlungsgebieten;

●● Stärkung der Vertragsraumordnung (neuer Ver-
tragstypus);

●● Verpflichtung der Gemeinden zur Erstellung 
eines räumlichen Entwicklungskonzepts.

Der Umfang der anstehenden Änderungen erlaubt 
es nicht, dass sämtliche in der geplanten Novelle 
des Vlbg RPlG vorgesehenen Maßnahmen in die-

1	 Beide Gesetzesentwürfe samt Erläuterungen sind online ab-
rufbar unter https://www.vorarlberg.at/vorarlberg/land_politik/
land/gesetzgebung/weitereinformationen/legistik-portal/begut 
achtungsentwuerfe.htm.
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Abbildung 1: Verbauung der gewidmenten Bauflächen in Vorarlberg  
(Quelle: https://www.vauhochdrei.at)
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sem Aufsatz besprochen werden. Die nachstehen-
den Ausführungen beschränken sich daher auf die 
vorgesehene Befristung von Neuwidmungen und 
die sogenannten Verdichtungszonen.

3.	 Mobilisierung von Bauland
Die öffentlich-rechtlichen Vorschriften des Raum-
ordnungsrechts enthalten unterschiedliche Ansätze 
zur Verbesserung der Verfügbarkeit von Bauland. 
Ein Ansatz davon ist, so wie es der derzeit in Be-
gutachtung stehende Novellierungsentwurf zum 
Vlbg RPlG vorsieht, die Befristung von Bauland.

Eine Befristung von Bauland kann erheblich zu 
einer raschen widmungskonformen Nutzung von 
Liegenschaften beitragen, da durch die drohende 
Sanktion einer entschädigungslosen Rückwid-
mung die Bereitschaft des Grundeigentümers zur 
widmungsgemäßen Verwendung steigt.2

4.	 Neuwidmung und Widmungs
bestand

Grundsätzlich gibt es zwei Arten von Eingriffen 
in eine Widmung, einerseits einen Eingriff in eine 
Neuwidmung (auch: Neuausweisung) und ande-
rerseits einen Eingriff in eine bestehende Wid-
mung (Widmungsbestand):

●● Da nach dem Vlbg RPlG alle Flächen, die nicht 
als Bauflächen,3 Bauerwartungsflächen oder 
Verkehrsflächen gewidmet sind, Freiflächen 
sind, verstehe ich unter einer Neuwidmung die 
Umwidmung von Freifläche (Grünland) in 
Baufläche (Bauland).4

●● Sofern es sich nicht um eine Freifläche han-
delt und ein Eingriff erfolgt, handelt es sich 
um einen Eingriff in den Widmungsbestand. 
Klassisches Beispiel wäre der Eingriff in eine 
bereits als Baufläche gewidmete Fläche.

Ein Eingriff in eine bestehende Widmung wiegt 
freilich schwerer, als eine Neuwidmung zeitlich zu 
befristen, weil damit immer ein finanzieller Verlust 
des Grundeigentümers einhergeht.

Der in Begutachtung stehende Gesetzesent-
wurf zur Änderung des Vlbg RPlG (kurz: Vorarl-
berger Modell) sieht einerseits die Ausweisung 
von befristeten Neuwidmungen5 und dazugehö-
rigen Folgewidmungen sowie andererseits einen 
Eingriff in bereits gewidmete Baufläche6 vor. Der 
Begutachtungsentwurf spricht nicht explizit von 
einem Eingriff in bestehende Baufläche, sondern 
von der Festlegung von sogenannten Verdich-
tungszonen, worunter jene Bauflächen fallen, die 
sich aufgrund ihrer Lage und Beschaffenheit und 

2	 Vgl Kanonier, Regionale Betriebsgebiete (2008), online abruf-
bar unter http://www.vision-rheintal.at/fileadmin/VRuploads/
PDF/Studien/Studie_Massnahmen_zur_Verbesserung_von_
Bauland.pdf.

3	 Während das Vlbg RPlG von „Bauflächen“ spricht, wird im NÖ 
ROG der Begriff „Bauland“ verwendet. Die von den Raumord-
nungsgesetzen verwendeten Termini sind von föderaler Vielfalt 
geprägt. Es handelt sich hierbei um gängige Begrifflichkeiten.

4	 Unter eine Neuwidmung von Bauland ist nach W. Pallitsch/
Ph.  Pallitsch/Kleewein nicht nur die erstmalige Umwidmung 
von Grünland (Freifläche) in Bauland (Baufläche), sondern auch 
die erstmalige Festlegung einer anderen Baulandwidmungsart 
zu verstehen; siehe dazu W. Pallitsch/Ph. Pallitsch/Kleewein, 
Niederösterreichisches Baurecht10 (2018) 1224.

5	 Vgl § 12 Abs 3 Vlbg RPlG.
6	 Vgl § 14 Abs 9 Vlbg RPlG. 

der sonstigen für die Raumplanung maßgeblichen 
Verhältnisse unter Berücksichtigung der Raum-
planungsziele nach § 2 Vlbg RPlG, insbesondere 
der bodensparenden Nutzung von Bauflächen und 
der Siedlungsentwicklung nach innen, besonders 
für eine verdichtete Bebauung eignen. Für diese 
Verdichtungszonen ist ein ihrem Zweck entspre-
chendes Mindestmaß der baulichen Nutzung7 fest-
zulegen.

5.	 Vorarlberger Modell
Nicht nur die Befristung von Neuwidmungen, son-
dern auch die Ausweisung von Verdichtungszonen 
(Eingriff in bestehende Widmungen) stellt ein we-
sentliches Druckmittel dar. Der drohende Wert-
verlust infolge der entschädigungslosen Rückwid-
mung zwingt den Grundeigentümer entweder zur 
widmungskonformen Nutzung oder zum Verkauf.

Gemäß § 12 Abs 3 lit a Vlbg RPlG8 hat die Ge-
meindevertretung gleichzeitig mit der Widmung 
eine vorerst lediglich ersichtlich zu machende 
Befristung und Folgewidmung festzulegen, wenn 
es sich um eine Neuwidmung als Baufläche oder 
Sondergebiet handelt, keine diese Fläche betref-
fende Vereinbarung nach § 38a Abs 2 lit a Vlbg 
BauG (Stichwort: Vertragsraumordnung) vorliegt 
und im Falle einer Neuwidmung als Baufläche die 
Fläche für sich genommen aufgrund ihrer Größe, 
Form und Lage zu einer geordneten Bebauung ge-
eignet ist. Die Frist beträgt sieben Jahre. Der von 
der Befristung betroffene Grundeigentümer hat 
sohin sieben Jahre Zeit, eine der Widmung sowie 
dem Mindestmaß der baulichen Nutzung entspre-
chende rechtmäßige Bebauung vorzunehmen, um 
die Ausweisung der Folgewidmung zu verhindern.9 
Fraglich ist, was unter einer dem Mindestmaß der 
baulichen Nutzung entsprechenden rechtmäßigen 
Bebauung zu verstehen ist. Nach den Erläuterun-
gen gelten dem Erdaushub vorangehende Arbeiten 
(wie zB die Planierung des Baugrundstücks oder 
die Einrichtung der Baustelle) sowie der Erdaus-
hub selbst jedenfalls noch nicht als Ausführungs-
beginn. Nach der Judikatur des VwGH hingegen 
ist jede auf die Errichtung eines bewilligten Bau-
werks gerichtete bautechnische Maßnahme als 
Baubeginn anzusehen. Auch die Aushebung der 
Baugrube ist als Baubeginn anzusehen, nicht je-
doch die Planierung des Bauplatzes, sofern diese 
Arbeiten nicht der Herstellung der baulichen Anla-
gen dienen.10 Die Erläuterungen weichen offenbar 
von der Rechtsprechung des VwGH ab. Trotzdem 
hat meines Erachtens in der Praxis eine Einzel-
fallbetrachtung von Bauprojekt zu Bauprojekt zu 
erfolgen.

Die offenbar nach dem Gesetzeswortlaut nicht 
als fünfte Unterteilung von Bauflächen11 in § 14 
Abs 9 Vlbg RPlG normierten Verdichtungszonen 
erlauben – wie unter Punkt 4. ausgeführt – einen 
Eingriff in bereits gewidmete Bauflächen. Die Be-
stimmung unterscheidet jedoch nicht danach, ob 

7	 Siehe § 28 Abs 3 lit b bzw § 31 Abs 1 Vlbg RPlG.
8	 Vgl auch § 12 Abs 3 lit b Vlbg RPlG.
9	 Siehe § 21b Abs 1 lit a Vlbg BauG.
10	 Siehe beispielsweise VwGH 29. 8. 2000, 97/05/0101; 25. 9. 

2007, 2006/06/0001; 17. 4. 2012, 2009/05/0313.
11	 Vgl § 14 Abs 1 Vlbg RPlG. D
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das gewidmete Grundstück bebaut oder unbebaut 
sein muss. Nach dem derzeitigen Gesetzeswortlaut 
besteht die Möglichkeit, einen Eingriff in bereits 
gewidmetes Bauland, das auch bebaut ist, jedoch 
nicht entsprechend dem Mindestmaß der baulichen 
Nutzung, vorzunehmen. So könnte der Eigentümer 
eines Einfamilienhauses, das auf Bauland errichtet 
wurde, jedoch nicht dem Mindestmaß der baulichen 
Nutzung entspricht, bei Ausweisung einer Ver-
dichtungszone, die sich eben auf sein Grundstück 
bezieht, gezwungen werden, das Mindestmaß der 
baulichen Nutzung auszunutzen, um nicht der Ge-
fahr einer entschädigungslosen Rückwidmung aus-
gesetzt zu sein (§ 23 Abs 2 Vlbg RPlG); allenfalls 
steht sein Haus nach entschädigungsloser Rück-
widmung auf einer anderen Widmung als auf einer 
Baufläche. Für allfällige Erweiterungen gilt so-
dann § 58 Vlbg RPlG. Der Grundeigentümer eines 
in einer Verdichtungszone gelegenen Grundstücks 
kann aber auch von der Gemeinde verlangen, dass 
sein Grundstück – samt darauf befindlichem Einfa-
milienhaus – eingelöst wird (Einlösungsantrag).12 
Die Regelung der Ausweisung von Verdichtungs-
zonen gemäß § 14 Abs  9 Vlbg RPlG, so wie sie 
derzeit in Begutachtung steht, sollte meines Erach-
tens noch präzisiert und adaptiert werden.

6.	 Rechtliche Hürden
6.1.	Zeitliche Befristung des Flächen­

widmungsplans
Der Flächenwidmungsplan stellt eine Verordnung 
dar, welche die Nutzung innerhalb des jeweiligen 
Gemeindegebiets festlegt. Eine solche Verordnung 
kann befristet werden. Die Möglichkeit einer Be-
fristung entspricht aber in aller Regel nicht den aus 
dem Gesetz abgeleiteten raumplanerischen Grund-
sätzen der Plangewährleistung, der erschwerten 
Abänderbarkeit von Flächenwidmungsplänen und 
des Vertrauensschutzes.13 Der VfGH erachtet eine 
Befristung einer Widmung nicht in jedem Fall als 
unzulässig. Eine zeitliche Befristung einer Wid-
mung muss sachlich gerechtfertigt sein.

Der Festsetzung einer Frist hat eine ausreichen-
de Grundlagenforschung voranzugehen. Insbeson-
dere erachtet der VfGH im Vorfeld einer derartigen 
Änderung eine fundierte Grundlagenforschung 
bzw nachvollziehbare Tatsachenfeststellungen für 
erforderlich.14 Das führt in der Folge zu der Fra-
ge, ob eine Grundlagenforschung, die im Zeitpunkt 
des Gemeinderatsbeschlusses herangezogen wur-
de, bei Ablauf der zeitlich festgesetzten Frist noch 
Grundlage für den Wegfall der Widmung und Ein-
tritt der Folgewidmung sein kann. Wir leben heut-
zutage in einer dynamischen Gesellschaft, die in 
einem schnellen Wandel steht. Umso schwieriger 
ist es, eine Zukunftsprognose verteilt auf mehrere 
Jahre abzugeben. Ich halte es aber grundsätzlich 
für möglich, dass die im Zeitpunkt des Gemeinde-
vertretungsbeschlusses getätigte Grundlagenfor-
schung (grundsätzlich) Grundlage für den Wegfall 

12	 Vgl § 23 Abs 3 iVm § 20 Abs 5 bis 8 Vlbg RPlG.
13	 W. Pallitsch/Ph. Pallitsch/Kleewein, Niederösterreichisches 

Baurecht9, 1222.
14	 Bußjäger, Aktuelle Fragen der Entschädigungspflicht bei Rück-

widmungen, in FS Berka (2013) 21.

der zeitlich befristeten Widmung und Eintritt der 
Folgewidmung sein kann. Die Gemeindevertre-
tung hat jedenfalls eine detaillierte Begründung für 
die Erforderlichkeit einer Reduzierung des Ausma-
ßes des Baulands vorzunehmen, wenn die Fläche 
nicht innerhalb der gesetzten Frist bebaut wird. 
Eine individuelle Begründung für die Befristung 
und Folgewidmung ist erforderlich. Diese Begrün-
dung muss sich jedenfalls auf die konkreten Par-
zellen beziehen.

Die Befristung und Folgewidmung bringen 
gewisse rechtliche Hürden mit sich. So könnte die 
Befristung von Baufläche zu einem „Fleckerltep-
pich“ führen: Eine ursprünglich als Baufläche aus-
gewiesene Fläche könnte (nach Zeitablauf) somit 
zur Freifläche zurückfallen, während sämtliche 
benachbarten Flächen weiterhin als Bauflächen 
bestehen bleiben. Das kann zu einem „Fleckerltep-
pich“ führen. Ob eine solche „Fleckerllandschaft“ 
überhaupt gewollt und sachlich gerechtfertigt ist 
und somit vor dem VfGH standhalten wird, ist 
fraglich. Ich bezweifle es.15

6.2.	Vertrauensschutz
Der Rechtsstaat beruht einerseits auf dem Grund-
wert der Rechtssicherheit und er muss das Ver-
trauen seiner Bürger schützen, die im Hinblick auf 
eine bestehende Rechtslage Dispositionen treffen. 
Andererseits ist der regelungsintensive Sozialstaat 
der Gegenwart darauf angewiesen, die Rechtsord-
nung an geordnete Bedürfnisse und neue Notwen-
digkeiten anzupassen. Auf diesem Grundgedanken 
aufbauend hat sich (einfach gesagt und freilich 
ergänzt und modifiziert durch die Rechtsprechung 
des VfGH) das verfassungsrechtliche Vertrau-
ensschutzprinzip16 herausentwickelt, welches in 
verschiedenen inhaltlichen Ausprägungen in Er-
scheinung treten kann.

Der verfassungsrechtliche Vertrauensschutz 
verbürgt einen eng begrenzten Schutz von begrün-
deten Erwartungshaltungen und damit im Zusam-
menhang stehenden Dispositionen und Investitio-
nen bei sonstigen Rechtsänderungen. Mit anderen 
Worten: Der Problembereich der Enttäuschung 
über faktische Dispositionen, die im Vertrauen auf 
eine bestimmte Rechtslage vorgenommen wurden.

Plastisches Beispiel: Eine als Baufläche ge-
widmete, aber unbebaute Liegenschaft wird von 
den Eltern oder Großeltern für ihre Kinder bzw 
Enkel erworben, die nach dem Studium zurück 
ins Ländle kommen. Aufgrund der Knappheit an 
Grund und Boden weist der Gemeinderat in einer 
seiner nächsten Sitzungen die Liegenschaft als 
Verdichtungszone aus. Die Eltern bzw Großel-
tern haben im (guten) Glauben an die (derzeitige) 
Rechtslage Investitionen und Dispositionen vorge-
nommen, wurde aufgrund dieser Änderung in ih-
rem Vertrauen aber enttäuscht.

15	 Siehe nur VfGH 19. 3. 1986, V 60/85 ua, VfSlg 10.839/1986; 
8. 3. 1994, V 115/92, VfSlg 13.716/1994.

16	 Siehe dazu Berka, Verfassungsrecht6 (2016) Rz 1692; VfGH 
21.  6. 1993, B 2022/92, VfSlg 13.461/1993; 17. 12. 1993, 
B  828/92, VfSlg 13.657/1993; 19. 6. 1997, B 226/97, VfSlg 
14.868/1997; 16. 6. 2011, G 6/11, VfSlg 19.411/2011; 29. 9. 
2011, G 27/11, VfSlg 19.517/2011.
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Nach der Judikatur des VfGH genießt das 
Vertrauen auf den unveränderten Fortbestand der 
gegebenen Rechtslage keinen besonderen verfas-
sungsrechtlichen Schutz, weil dies auf eine weit-
gehende Beseitigung des von der Verfassung dem 
Gesetzgeber zugewiesenen rechtspolitischen Ge-
staltungsspielraums hinauslaufen würde.

Der VfGH geht davon aus, dass der Mensch 
mit dem Risiko von Rechtsänderungen leben muss. 
Im wirtschaftlichen Verkehr müsse auch damit ge-
rechnet werden, dass sich Preise, Tarife, und Ab-
gaben ändern.

Die Rechtsprechung des VfGH, wonach kein 
Anspruch auf Beibehaltung von Transferleistun-
gen besteht sowie die Einschränkung der Famili-
enbeihilfe durch Herabsetzung der Altersgrenze 
nicht gegen den Vertrauensschutz verstößt, kann 
auf die Thematik der befristeten Baulandwidmung 
analog anwendetet werden: Auch der Grundeigen-
tümer hat keinen Anspruch darauf, dass sein (noch 
nicht ganz verbautes) Grundstück (zeitlich unbe-
schränkt) die Widmung als Bauland trägt.

Nur in ganz spezifischen Konstellationen er-
blickt der VfGH bei Eingriffen in die bestehende 
Rechtslage einen Verstoß gegen den verfassungs-
rechtlichen Vertrauensschutz. Es handelt sich dabei 
um Fälle, in denen der Gesetzgeber durch vorhe-
riges Handeln einen besonderen Vertrauenstatbe-
stand geschaffen hat, der über das Vertrauen hin-
ausgeht, das die Bürger allgemein in den Bestand 
der Rechtsordnung setzen dürfen, oder wenn es 
sich um besonders intensive Eingriffe in schutz-
würde Interessen handelt.

Zwar verstößt meines Erachtens ein Eingriff in 
eine bestehende Widmung nicht schlechthin gegen 
den verfassungsrechtlichen Vertrauensschutz, 
dennoch erweist sich die derzeit in § 14 Abs 9 Vlbg 
RPlG aufgenommen Regelung der Ausweisung 
von sogenannten Verdichtungszonen als verfas-
sungsrechtlich problematisch. Dies insbesonde-
re dann, wenn sich ein rechtskräftig bewilligtes 
Bauwerk, das nicht das Mindestmaß der baulichen 
Nutzung ausweist, auf der Liegenschaft bereits be-
findet.

6.3.	Widerspruch zum Mobilisierungs­
gedanken

Die Befristung von Bauland stellt eine Möglichkeit 
zur Mobilisierung von Bauland dar. Die als Bauflä-
che bereits ausgewiesenen Grundstücke sollen so 
schneller ihrer zweckmäßigen Widmung (Bebau-
ung) zugeführt werden.

Zeitliche Baulandbefristungen sind naturge-
mäß kein Mittel der Baulandmobilisierung. Ein 
Rückfall von Baufläche in Freifläche widerspricht 
dem eigentlich bezweckten Grundgedanken der 
Baulandmobilisierung, weil im Endeffekt dadurch 
doch weniger Baufläche verfügbar ist (es kommt 
zu mehr Freifläche). Für Wohnbauland geeignete 
und bereits ausgewiesene Flächen werden rückge-
widmet. Bei Bebauungsabsicht müsste eine neu-
erliche Baulandwidmung durchgeführt werden. 
Darüber hinaus kann ein Rückfall in Freifläche 
planungsfachlich verfehlt sein.

Der VfGH hat wiederholt ausgesprochen, dass 
Rückwidmungen von Bauland in Grünland als 
nicht gerechtfertigt gewertet werden, wenn diese 
„ausschließlich zur Verringerung des Bauland-
überhanges“ durchgeführt werden.17 In Wirklich-
keit stellen meines Erachtens die Ausweisung von 
befristetem Bauland und die Ausweisung von Ver-
dichtungszonen vorwiegend ein Druckmittel der 
Gemeinde gegenüber dem Grundeigentümer dar. 
Der Widerspruch zum Mobilisierungsgedanken ist 
offensichtlich.

7.	 Der Bebauungsplan bei der 
befristeten Baulandwidmung

Was passiert mit dem Bebauungsplan nach Fristab-
lauf? Unstrittig ist, dass es sich beim Bebauungs-
plan und beim Flächenwidmungsplan um zwei un-
terschiedliche Pläne handelt. Der Bebauungsplan 
sowie der Flächenwidmungsplan stellen jeweils 
eine gesonderte (eigene) Verordnung dar.

Während der Flächenwidmungsplan die Nut-
zung von Boden innerhalb des jeweiligen Gemein-
degebiets festlegt, regelt der Bebauungsplan die 
Art der Bebauung dieser Flächen.

Der VfGH geht in ständiger Rechtsprechung 
davon aus, dass dann, wenn ein Flächenwidmungs-
plan wegen Gesetzwidrigkeit aufgehoben wird, der 
Bebauungsplan damit nicht wegfällt, sondern in-
validiert, also rechtswidrig wird, und noch einer 
gesonderten Aufhebung bedarf.

Freilich stellt sich an dieser Stelle die Frage, 
ob die Rechtslage nicht anders gesehen werden 
könnte, nämlich so, dass bei Wegfall der Flächen-
widmung und sodann Eintritt der Folgewidmung18 
auch der Bebauungsplan wegfällt. Mit anderen 
Worten: Verliert der Bebauungsplan aufgrund des 
Außerkrafttretens der Widmung und Eintritts der 
Folgewidmung ipso iure seine Geltung (Herzog-
Mantel-Theorie) oder kommt es zu einer Invali-
dierung des Bebauungsplans? Bessere Argumente 
sprechen meines Erachtens für eine Invalidierung 
des Bebauungsplans, handelt es sich doch bei ei-
nem Flächenwidmungsplan und einem Bebauungs-
plan um unabhängige, aber rechtlich gleichwertige 
Verordnungen.19

Es bedarf somit auch einer diesbezüglichen Re-
gelung zum Umgang mit dem Bebauungsplan bei 
Wegfall der Baulandwidmung und insbesondere 
der Ausweisung von Freifläche als Folgewidmung. 
Im Gesetzgebungsprozess sollte dieser Gedanke 
noch berücksichtigt werden.

8.	 Diplomatische Lösung  
für den Häuslebauer

Die Ausweisung von befristetem Bauland ist aus 
rechtlicher Sicht zwar möglich, dennoch muss 

17	 VfGH 23. 2. 2004, V 117/03, VfSlg 17.112/2004 (betreffend den 
Flächenwidmungsplan der Marktgemeinde Eichgraben); 18. 6. 
2004, V 116/03, VfSlg 17.223/2004 (betreffend den Flächen-
widmungsplan der Stadtgemeinde Leonding).

18	 Vgl § 12 Abs 3 Vlbg RPlG. Bei einer ausgewiesenen Verdich-
tungszone besteht die Möglichkeit eines Einlösungsantrags; vgl 
§ 23 Abs 3 Vlbg RPlG.

19	 Siehe Lampert, Befristete Baulandwidmungen in Wien, bau ak-
tuell 2017, 144. D
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dabei – wie soeben aufgezeigt – Einiges beachtet 
werden.

Aus politscher Sicht bringt die Ausweisung von 
befristetem Bauland eine gewisse Spannung mit 
sich. Eine Möglichkeit (oder besser: ein Kompro-
miss) wäre es, eine befristete Baulandwidmung, so 
wie es der derzeit in Begutachtung stehende Novel-
lierungsentwurf zum Vlbg RPlG vorsieht, nur für 
Neuausweisungen zuzulassen. Damit meine ich, 
dass eine Befristung nur bei einer Neuwidmung 
von Baufläche, also Freifläche auf Baufläche, er-
folgt. Das ist derzeit beispielsweise in Niederöster-
reich der Fall.

9.	 Lösung für den Unternehmer: 
Ausweisung von Vorbehaltsflächen

Fraglich ist, ob die Ausweisung von Vorbehaltsflä-
chen, so wie es in der Steiermark der Fall ist (§ 37 
Stmk ROG), zielführend ist. In der Steiermark 
kommt diese Ausweisung von Vorbehaltsflächen 
unter anderem für Gewerbe und Industrie in Be-
tracht.

Unter der Ausweisung von Vorbehaltsflächen 
ist Folgendes zu verstehen: Die Gemeinde kann 
unter anderem zur Sicherstellung geeigneter Flä-
chen für Gewerbe und Industrie Vorbehaltsflächen 
ausweisen, wenn dies im örtlichen Entwicklungs-
konzept festgelegt ist.

Diese Vorbehaltsflächen müssen eine beson-
dere Standorteignung aufweisen und dürfen (unter 
anderem) nur für die gewerbliche oder industrielle 
Nutzung als Betriebsgebiet ausgewiesen werden, 
wenn dies dem voraussichtlichen Bedarf einer 
Planungsperiode an einer derartigen Nutzung ent-
spricht.

Der Eigentümer von Grundstücken, die als 
Vorbehaltsflächen ausgewiesen werden, kann nach 
Inkrafttreten des Flächenwidmungsplans von der 
Gemeinde mittels schriftlichen Antrags verlangen, 
dass das Grundstück eingelöst wird.

Ein solcher Antrag kann nur mit Zustimmung 
der Gemeinde zurückgezogen werden. Der Grund-
eigentümer ist somit an seinen Antrag gebunden. 
Wird ein Einlösungsantrag gestellt, so ist dem Ei-
gentümer innerhalb eines Jahres von der Gemeinde 
mitzuteilen, ob sie oder ein Dritter, der die für den 
Gemeindebedarf vorgesehenen Anlagen zu errich-
ten und zu betreiben beabsichtigt, das Grundstück 
erwerben will. Ist der Erwerb durch einen Dritten 
beabsichtigt, so hat auch dieser mitzuteilen, das 
Grundstück erwerben zu wollen.

Falls die Gemeinde oder ein Dritter das Grund-
stück nicht erwerben will, ist die Ausweisung als 
Vorbehaltsfläche durch Änderung des Flächenwid-
mungsplans aufzuheben. Andernfalls hat die Ge-
meinde oder der Dritte innerhalb von drei Jahren 
nach Ablauf der einjährigen Frist das grundbücher-
liche Eigentum am Grundstück zu erwerben.

Kommt eine Einigung über die Einlösung in-
nerhalb von drei Jahren nach Ablauf der einjäh-
rigen Frist nicht zustande, so gilt mit Ablauf der 
Frist die Zustimmung der Gemeinde bzw des Drit-
ten zum Einlösungsantrag, nicht aber zur Höhe des 
Einlösungspreises als gegeben.

Bei der Ausweisung von Vorbehaltsflächen für 
Betriebsgebiete ist zu prüfen, ob die Bestimmung 
des § 20 Vlbg RPlG auch für Betriebsgebiete gilt. 
Zu hinterfragen wäre konkret, ob überhaupt bzw 
inwieweit unter die in § 20 Abs 1 Vlbg RPlG ver-
wendete Formulierung („können Flächen fest-
gelegt werden, die Zwecken des Gemeinbedarfs 
dienen“) auch Betriebsgebiete subsumierbar sind. 
Bei einem negativen Auslegungsergebnis wäre das 
Vlbg RPlG entsprechend zu ergänzen.

Ob die Ausweisung von Vorbehaltsflächen 
auch auf Kerngebiete und Wohngebiete übertragen 
werden kann, ist freilich zusätzlich zu prüfen.

10.	Entschädigungsanspruch
Angedacht ist, dass ein Einlösungsanspruch aus-
geschlossen wird, wenn die befristet ausgewiese-
ne Fläche nicht ihrer geplanten Nutzung zugeführt 
wird. Mit anderen Worten: Nach Ablauf der vor-
gesehenen Frist steht den Grundeigentümern der 
betroffenen Liegenschaften kein Anspruch auf 
Grundeinlösung gegen Entschädigung zu.20

Die Vorarlberger Eigentümervereinigung 
sieht darin eine De-facto-Enteignung, weil nach 
derzeit noch geltender Rechtslage die Gemein-
de dem betroffenen Grundeigentümer auf Antrag 
eine Entschädigung zu leisten hat, wenn ein als 
Baufläche gewidmetes Grundstück (oder ein als 
Sondergebiet gewidmetes Grundstück) anders ge-
widmet wird und dadurch die Bebauung verhin-
dert wird.

Es stellt sich die Frage, ob ein Ausschluss einer 
Entschädigung rechtlich überhaupt zulässig ist.

Die Rechtsprechung des VfGH betont, dass 
die erhöhte Bestandskraft von Flächenwidmungs-
plänen das Interesse der Rechtssicherheit schützen 
soll,21 worauf sich nicht nur die betroffenen Grund-
eigentümer, sondern (wenn eine Festlegung des 
Flächenwidmungsplans ihre Rechtssphäre betrifft) 
auch die Nachbarn berufen können.22

Eine Ausweisung von befristetem Bauland stellt 
eine Einschränkung der Eigentumsfreiheit dar, für 
die eine Entschädigung grundsätzlich zu leisten 
wäre. Zwar handelt es sich bei einem solchen Ein-
griff grundsätzlich um eine Eigentumsbeschrän-
kung, die Lehre und Rechtsprechung des OGH 
setzen aber solche Fälle einer Enteignung gleich.23

Der Vorarlberger Gesetzgeber beabsichtigt, 
den Entschädigungsanspruch auszuschließen, 
wenn die befristet ausgewiesene Fläche nicht ihrer 
geplanten Nutzung innerhalb von sieben Jahren24 
zugeführt wird. Ob dem betroffenen Grundeigen-
tümer tatsächlich eine Entschädigung zusteht, ist 
im Einzelfall zu beurteilen, weil bei jeder Rück-
widmung verschiedenste Komponenten bei der 
Beurteilung auf Rechtmäßigkeit zu berücksichti-
gen sind (zB ob von der Gemeinde ein bestimmter 
Vertrauenstatbestand geschaffen wurde). Unstrittig 
ist aber, dass die Landesgesetzgeber nicht gehalten 

20	 Vgl § 27 Abs 2 lit c und d Vlbg RPlG.
21	 Vgl unter anderem VfGH 19. 6. 1987, V 40/86, VfSlg 

11.374/1987; 3. 3. 1999, V 97/98, VfSlg 15.443/1999.
22	 Vgl zB VfGH 21. 6. 1996, V 36/96 ua, VfSlg 14.537/1996.
23	 Stichwort: materielle Enteignung, Sonderopfertheorie und 

Schwereopfertheorie.
24	 Vgl § 12 Abs 3 lit a Vlbg RPlG.
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sind, Entschädigungsregelungen vorzusehen. So-
wohl beim Verzicht auf Entschädigungsregelun-
gen als auch beim Zuspruch von Entschädigungen 
sind sie allerdings an den Gleichheitsgrundsatz 
gebunden.25 Eine jeweilige Einzelfallbetrachtung 
ist daher angebracht.

Sofern dem Grundeigentümer überhaupt ein 
Entschädigungsanspruch, also eine Entschädi-
gung dem Grunde nach, zusteht, stellt sich doch 
anschließend die Frage über die Höhe dieses An-
spruchs. Mit dem Sichtfenster-Urteil des OGH26 
wurden zu diesem sensiblen Thema neue Wege be-
schritten.27 In dieser Entscheidung hatte der OGH 
über die Entschädigung der Rückwidmung von als 
Baufläche gewidmeten Grundstücken zu entschei-
den. Von der Möglichkeit, beim VfGH einen An-
trag auf Normenkontrolle zu stellen, sah der OGH 
ab und nahm eigens eine verfassungskonforme 
Interpretation vor, die zu einer Weiterentwicklung 
gegenüber der bisherigen VfGH-Judikatur führte. 
Für die Bemessung der Höhe des Entschädigungs-
anspruchs ist nach dieser Judikatur nunmehr die 
eingetretene Wertminderung heranzuziehen.28 Die 
verfassungskonforme Interpretation des OGH fand 
freilich keine Billigung beim VfGH.29 Nach der 
Rechtsprechung des VfGH besteht keinesfalls eine 
Entschädigungspflicht als Voraussetzung für eine 
Rückwidmung.30 Ob diese Judikaturdivergenz in 
den folgenden Jahren beseitigt wird, bleibt mit In-
teresse abzuwarten.

11.	Rechtslage in anderen 
Bundesländern

11.1.	Niederösterreich
In Niederösterreich darf die Gemeinde bei der 
Neuwidmung von Bauland eine Befristung von 
fünf Jahren festlegen. Die Gemeinde kann für un-
bebaute Grundstücke nach Ablauf der Frist inner-
halb eines Jahres die Widmung ändern, wobei ein 
allfälliger Entschädigungsanspruch gemäß § 27 
NÖ ROG nicht entsteht.

Die Gemeinde ist nach Ablauf der Fünfjahres-
frist nicht verpflichtet (arg: „kann“), eine Wid-
mungsänderung bzw eine Rückwidmung vorzu-
nehmen. Mit anderen Worten: Der Gemeinde steht 
es frei, zu entscheiden, wie sie nach Ablauf der 
Frist weiter vorgeht. Entscheidet der Gemeinderat 
jedoch nicht innerhalb von einem Jahr nach Ablauf 
der Fünfjahresfrist über die Widmungsänderung, 
fällt die Möglichkeit der entschädigungslosen 
Rückwidmung gemäß § 27 Abs 3 NÖ ROG weg, 
das heißt, es ist bei einer späteren Rückwidmung 
eine Entschädigung zu bezahlen.

Die niederösterreichische Bestimmung der be-
fristeten Baulandwidmung bezieht sich – anders 

25	 Bußjäger, Entschädigungspflicht, 28.
26	 OGH 9. 9. 2008, 5 Ob 30/08k.
27	 Dazu näher Berka, Das „Sichtfenster zum See“: Zu den entschä-

digungsrechtlichen Konsequenzen einer Rückwidmung, Zak 
2009, 63; Wilhelm, Die „Sonderopfer“-Sondertheorie, ecolex 
2011, 381.

28	 Die Kritik an dieser Entscheidung war vielfältig.
29	 Vgl etwa VfGH 6. 10. 1986, G 129/86, VfSlg 11.036/1986; 

28. 9. 1989, G 52/89 ua, VfSlg 12.157/1989; siehe auch Bußjä-
ger, Entschädigungspflicht, 28.

30	 Siehe VfGH 3. 12. 1992, V 239/91, VfSlg 13.282/1992 (Mauer-
bach-Erkenntnis).

als die vorgesehene Regelung im Vlbg RPlG – aus-
schließlich auf Neuwidmungen von Bauland.

Weiters ist eine Rückwidmung nur möglich, 
wenn nicht innerhalb der Fünfjahresfrist mit der 
Ausführung eines widmungskonformen Bauvor-
habens begonnen wird (arg: „unbebaute Grund-
stücke“).

Das bedeutet überspitzt formuliert, dass mit der 
Aushebung der ersten Künette grundsätzlich eine 
widmungskonforme Ausführung des Bauvorha-
bens vorliegt und daher eine Rückwidmung nicht 
mehr möglich ist.

Nicht außer Acht gelassen werden dürfen frei-
lich die im Baubescheid festgesetzten Ausfüh-
rungs- und Vollendungsfristen.

11.2.	Wien
In der Bundeshauptstadt Wien wurden mit der 
Bauordnungsnovelle 2014, Wr LGBl 2014/25, die 
Widmung „förderbarer Wohnbau“ und die befris-
tete Baulandwidmung in die Wr BauO eingeführt. 
Die Novelle hatte unter anderem zum Ziel, dem 
Horten von Bauland sowie Spekulanten entgegen-
zuwirken.

Dabei trifft der Spruch „Wien ist anders“ im 
wahrsten Sinn zu: Anders als im geltenden Vlbg 
RPlG und in der bereits bestehenden niederöster-
reichischen Regelung sind in der Wr BauO befris-
tete Baulandwidmungen weder auf Neuwidmun-
gen noch in zeitlicher Hinsicht (maximale bzw 
minimale Dauer) beschränkt. So kann derzeit in 
bestehende „gute“ Widmungen (wie Bauland) mit 
zeitlich kurzen Fristen eingegriffen werden.

Wird innerhalb der Befristung nicht um Bau-
bewilligung angesucht oder eine Bekanntgabe der 
Bebauungsbestimmung beantragt, kann die Bau-
landwidmung nicht mehr ausgenützt werden.

Bis dato ist mir in Wien allerdings noch kein 
Fall untergekommen, der eine solche Widmung 
ausweist.

Schlusswort
In Vorarlberg übersteigt die Nachfrage nach 
Bauland das derzeitige Angebot, obwohl das 
Ländle über ausreichend Flächen mit einer ent-
sprechenden Widmung verfügt. Diese Flächen 
werden nur nicht ihrer zweckentsprechenden 
Widmung zugeführt. Teilweise erfolgt eine 
Hortung in Form eines „bankunabhängigen 
Sparbuchs“ mit (infolge des jährlichen Grund-
stückspreisanstiegs) sehr attraktiven Zinsen.

Mit den derzeit noch bis zum 23. 5. 2018 
in Begutachtung stehenden Gesetzesentwür-
fen zur Novellierung des Vlbg RPlG und des 
Vlbg GVG versucht das Bundesland Vorarl-
berg, Bauland zu mobilisieren und der Bau-
landhortung entgegenzutreten. Die eine oder 
andere Bestimmung – in beiden Gesetzesent-
würfen – bedarf meines Erachtens noch einer 
Präzisierung.

Trotzdem ist und bleibt die Raumordnung 
ein sensibles Thema, das zukünftig noch viel 
Gesprächsstoff und Diskussionsbedarf mit 
sich bringen wird.
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